
 
 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anhörung des Ausschusses für Inneres, Bauen und Sport zum Entwurf zur Neuaufstellung 
des Landesentwicklungsplans Saarland (Drucksache 17/2277) 
 
Ihr Schreiben vom 14.09.2026 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Waldraff, 
 
der Saarländische Städte- und Gemeindetag dankt für die Möglichkeit, sich im Rahmen 
Ihrer Anhörung zum o.g. Gesetzentwurf zu äußern. 
 
Nachdem sich das Präsidium unseres Verbandes bereits mehrfach intensiv sowohl mit 
dem ersten Entwurf als auch mit dem zweiten Entwurf des Landesentwicklungsplans 
2030 befasst hat, darf ich Ihnen folgende Anmerkungen, Hinweise und Kritikpunkte 
übermitteln. 
 
1. 
Zunächst möchten wir zur Klarstellung anmerken, dass diese Stellungnahme unseres 
Verbandes lediglich grundsätzliche, die saarländischen Städte und Gemeinden allge-
mein betreffende Feststellungen des Entwurfs zum Gegenstand hat, die sich in den ver-
gangenen Wochen und Monaten für die kommunale Seite als wesentlich herausgestellt 
haben.  
 
Was die jeweiligen konkreten, einzelne Kommunen betreffende Planvorgaben anbe-
langt, verweisen wir auf die Stellungnahmen der jeweils betroffenen Städte und Ge-
meinden. 
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2. 
An dieser Stelle möchten wir – wie bereits im Rahmen der externen Anhörung gegen-
über dem Ministerium für Inneres, Bauen und Sport (MIBS) erfolgt – betonen, dass der 
vorliegende Entwurf eines Landesentwicklungsplans für die kommunale Seite von ganz 
maßgeblicher Bedeutung ist.  
 
Wir begrüßen deshalb, dass an einigen Stellen des jetzt vorliegenden Entwurfs auf An-
regung des Saarländischen Städte- und Gemeindetags hin, Änderungen vorgenommen 
wurden.  
 
In unseren bisherigen Stellungnahmen haben wir Grundsätzliches bemängelt. Unter an-
derem war eine überholte Datenlage Gegenstand der Kritik. So waren beispielsweise 
die Ausführungen zur finanziellen Situation der Städte und Gemeinden nicht zutreffend. 
Der entsprechende Abschnitt wurde neugefasst und aktualisiert. 
 
Ebenso wurde in Angelegenheiten der Rechtsförmlichkeit nachgeschärft, auf die wir in 
unseren Stellungnahmen hingewiesen haben. Das betrifft vor allem Grundsätze der 
Raumordnung, die nun entsprechend ihrer Bezeichnung auch an verschiedenen Stellen 
als abwägungsfähige Grundsätze formuliert werden (vgl. § 2 ROG).  
 
Daneben wurde auch der Bereich der Wohnsiedlungsentwicklung, der bei der bisheri-
gen Befassung viele Fragen aufgeworfen hat, auf Hinweis des SSGT an einigen Stellen 
redaktionell wie inhaltlich geändert. Das Prüfprogramm der Anlage 8 kann nun besser 
nachvollzogen werden, für die Gemeinden ist nun besser erkennbar, wie sich ihr Wohn-
siedlungsbedarf berechnet. Die im Vergleich zum Status Quo durch den Verordnungs-
geber beabsichtigte Möglichkeit einer flexibleren Handhabung der Flächenausweisung 
im Wohnsiedlungsbereich geht aus dem Regelungstext deutlicher hervor. Diese vor al-
lem klarstellenden Änderungen sind aus Sicht der Städte und Gemeinden positiv zu be-
werten. 
 
Des Weiteren begrüßen wir, dass – wie bereits in unserer ersten Stellungnahme zum 
ersten LEP-Entwurf gefordert – dieser zweite Entwurf nun einen neuen Abschnitt 2.04 
mit Überleitungsvorschriften enthält. 
 
3. 
Außerdem dürfen wir uns ausdrücklich bedanken, dass einige unserer Anregungen aus 
der externen Anhörung auch für die Regelung zum Hochwasserschutz und zum 
Grundwasserschutz übernommen worden sind, so etwa der neue Grundsatz (G 35). 
Was die Ausweisung der Vorranggebiete für den Grundwasserschutz betrifft, so wurde 
unsere Anregung, eine Differenzierung bei der Ausweisung dieser Gebiete zwischen 
den Wasserschutzzonen I und II (Vorranggebiete für den Grundwasserschutz) einer-
seits und Wasserschutzzone III (Vorbehaltsgebiete für den Grundwasserschutz) aufge-
griffen.  
 
Eine solche Differenzierung wurde jedoch nicht für die in Planung befindlichen Wasser-
schutzgebiete, die ebenfalls im LEP als Vorranggebiete für den Grundwasserschutz 
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ausgewiesen sind und für die bereits eine Differenzierung in die einzelnen Wasser-
schutzzonen I, II und III erfolgt ist, vorgenommen. Auch bei den geplanten Wasser-
schutzgebieten bedarf es einer Differenzierung zwischen den einzelnen Wasserschutz-
zonen in Vorranggebiete (Wasserschutzzone I und II) einerseits und Vorbehaltsgebiete 
(Wasserschutzzone III) andererseits. 
 
4. 
Im Ziel der Raumordnung (Z 12) wird nun geregelt, dass die Wohnsiedlungsentwick-
lungskonzepte anlassbezogen erstellt werden müssen. Damit wird auf die Befürchtung 
der saarländischen Städte und Gemeinden reagiert, wonach eine regelmäßige Überprü-
fung einen noch erheblicheren bürokratischen Aufwand darstellen würde. 
 
Allerdings besteht unserer Ansicht nach hinsichtlich der vorgesehenen Regelungen in 
einem Landesentwicklungsplan 2030 noch erheblicher Nachbesserungsbedarf: 
 
4.1 
So begrüßen wir es wie bereits dargestellt, dass im Entwurfstext zu (Z 12) der Anlass-
bezug der Erstellung der Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte vorgesehen ist, jedoch 
steht der Anlassbezug der Aufstellung des kommunalen Wohnsiedlungsentwick-
lungskonzepts im Widerspruch zu einer turnusmäßigen Überprüfung, die ebenfalls in 
(Z 12) vorgesehen ist. Dort heißt es jetzt wie folgt: 

„Die Gemeinden haben zur Gewährleistung einer nachhaltigen Raumentwicklung 
anlassbezogen kommunale Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte aufzustellen. 
Dabei steht ihnen die Möglichkeit offen, ein interkommunales Wohnsiedlungsentwick-
lungskonzept aufzustellen. Die Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte sind mit der 
Landesplanungsbehörde einvernehmlich abzustimmen. Art und Umfang der zukünfti-
gen Wohnsiedlungsentwicklung richten sich nach der Ermittlung des Bedarfs gem. 
Anlage 8 und ist fünfjährlich zu überprüfen. Die (inter-)kommunalen Wohnsiedlungs-
entwicklungskonzepte sind ebenfalls anlassbezogen mindestens siebenjährlich zu 
überprüfen und fortzuschreiben“. 

 
Neben der ausdrücklichen Klarstellung, dass auch eine interkommunale Zusammenar-
beit bei der Erstellung von Wohnsiedlungsentwicklungskonzepten möglich ist, enthält 
diese Vorschrift auch weiterhin die Vorgabe, dass die Bedarfsermittlung nach Anlage 8 
fünfjährlich zu überprüfen sei. Eine entsprechende Zeitvorgabe war bereits Gegenstand 
der uns bislang zur Anhörung übermittelten Entwurfsfassungen. Diese Regelung hatten 
wir bisher angesichts des erwarteten bürokratischen Aufwands, der mit einer solchen 
fünfjährlichen Überprüfung einher geht, kritisiert. In mehreren Gesprächen haben uns 
verschiedene Vertreter des MIBS daraufhin mitgeteilt, dass diese im Entwurf enthaltene 
Vorschrift dahingehend geändert werden sollte, dass eine fünfjährliche Überprüfung 
durch eine siebenjährliche Überprüfung ersetzt wird und überhaupt eine Überprüfung 
des Wohnsiedlungsentwicklungskonzept anlassbezogen ausgestaltet wird (siehe oben).  
  
Aus diesem Grund sind wir verwundert, dass in dieser Fassung erneut eine fünfjährliche 
Überprüfung beabsichtigt ist. Wir halten es jedoch mit Blick auf die in (Z 12) gewählte 
Formulierung  
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„(…) Die (inter-)kommunalen Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte sind ebenfalls an-
lassbezogen mindestens siebenjährlich zu überprüfen (…)“ 

für möglich, dass ein redaktionelles Versehen vorliegen könnte.  
 
Nach dem Wortlaut der jetzigen Version von (Z12) wäre die Ermittlung des Bedarfs 
gem. Anlage 8 fünfjährlich und das Wohnsiedlungsentwicklungskonzept wiederum (min-
destens) siebenjährlich zu überprüfen. Mit Blick darauf, dass die Bedarfsermittlung nach 
unserem Verständnis Teil der Erstellung eines Wohnsiedlungsentwicklungskonzeptes 
ist, erscheint uns ein solches Vorgehen unpraktikabel, weshalb wir ein redaktionelles 
Versehen als möglich erachten.  Losgelöst von der Frage was letztlich zu dieser Ände-
rung führte, ist unserem Verständnis nach jedenfalls die fünfjährliche Bedarfsüberprü-
fung zu streichen.  
 
Wie oben bereits erwähnt sehen wir Klarstellungsbedarf bei der Formulierung  

„Die (inter-)kommunalen Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte sind ebenfalls anlass-
bezogen mindestens siebenjährlich zu überprüfen und fortzuschreiben.“ 

 
Neben dem bereits angesprochenen Problem, worauf sich das „ebenfalls“ konkret be-
zieht, fragen wir uns, was die Formulierung „anlassbezogen mindestens siebenjährlich“ 
für den Zeitpunkt der Überprüfung der Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte bedeutet. 
Bedeutet die Formulierung etwa, dass die Überprüfung grundsätzlich anlassbezogen, 
aber für den Fall, dass kein Anlass besteht, jedenfalls alle sieben Jahre erfolgt oder soll 
eine andere Vorgehensweise geregelt werden.  
 
Hinzu kommt, dass in der Anlage 8 im zweiten Absatz vorgegeben wird, dass sowohl 
die Bedarfsermittlung als auch die darauf aufbauende Wohnsiedlungsentwicklungskon-
zeption anlassbezogen durch die Gemeinden zu erstellen sind, ohne dass ein Turnus 
erwähnt wird. Unter dem Prüfungspunkt „3.“ der Anlage 8 wird wiederum von einem (er-
gänzenden) Turnus von sieben Jahren ausgegangen. Dort heißt es: 

„Ebenfalls anlassbezogen siebenjährliche Überprüfung und Fortschreibung der Kon-
zeption hinsichtlich der zugrundeliegenden Rahmendaten, inklusive Aktualisierung 
der Bedarfsberechnung auf Basis aktueller Daten.“ 

 
Der Berichtersteller des Umweltberichts geht hingegen in seiner Einleitung auf S. 15 sei-
nes Berichts lediglich von einer anlassbezogene Konzepterstellung aus.  
 
Hier besteht aus unserer Sicht dringender Klärungsbedarf, zu welchem Anlass bzw. 
in welchem Turnus die Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte durch die Gemeinden – 
inklusive der Bedarfsermittlung – zu erstellen sind.  
Wir regen weiterhin eine möglichst bürokratiearme Umsetzung an. 
 
4.2 
Keine bürokratiearme Umsetzung sehen wir in der vorgesehenen doppelten Abstim-
mung des Wohnsiedlungsentwicklungskonzepts mit der Landesplanung sowie mit dem 
Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, Agrar und Verbraucherschutz (MUKMAV).  
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So ist zum dritten Prüfpunkt der Anlage 8: „Entwicklung eines gemeindeweiten Wohn-
siedlungsentwicklungskonzeptes auf Basis der unter 1 und 2 definierten Vorgaben zur 
Wohnbauflächenentwicklung durch die Gemeinden“ kritisch anzumerken, dass der im 
Rahmen der externen Anhörung geäußerten Kritik des SSGT an der Abstimmung des 
Wohnsiedlungsentwicklungskonzepts auch mit dem MUKMAV nicht entsprochen wurde. 
Im Gegenteil – es wird nun an zwei Stellen klargestellt, dass die abschließende Festle-
gung des mit dem MUKMAV im Benehmen und der Landesplanung im Einvernehmen 
abgestimmten Wohnsiedlungsentwicklungskonzeptes erfolgt. Wie die Abstimmung im 
Benehmen mit dem MUKMAV in der Praxis umzusetzen ist, wird nicht beschrieben.  
 
Wir lehnen eine solche doppelte Abstimmung sowohl mit der Landesplanung als 
auch mit dem MUKMAV ab. Eine solche doppelte Abstimmung kann nicht als kommu-
nalfreundlich bezeichnet werden. Wir erkennen dort einen in der Praxis zusätzlich ent-
stehenden erheblichen Abstimmungsbedarf, weil dabei zudem zu befürchten ist, dass 
bei einer solchen Abstimmung mehrere Geschäftsbereiche des MUKMAV anzuhören 
wären.  
 
4.3 
Auch wenn die Ausführungen zur Wohnsiedlungsentwicklung im Allgemeinen und die 
Anlage 8 im Speziellen redaktionell und inhaltlich auf Anregung des SSGT in der regie-
rungsexternen Anhörung nachgebessert und dadurch vor allem das Prüfprogramm der 
Anlage 8 für uns deutlich nachvollziehbarer gestaltet wurde, sehen wir in der Durchfüh-
rung der Erstellung der Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte nach wie vor einen we-
sentlichen bürokratischen Aufwand, der unserer Auffassung nach nicht nur dem 
Grunde nach konnexitätsrelevant ist (vgl. das Gesetzgebungsverfahren zum Gesetz 
zur Änderung des Saarländischen Landesplanungsgesetzes vom 5. August 2026 
(Amtsbl. I S. 846) und die hierzu erfolgte Anhörung des Ausschusses für Inneres, Bauen 
und Sport), sondern übersteigt unseren Bewertungen nach auch die Belastungsgrenze 
nach § 2 Abs. 5 S. 2 KonnexAG von 250.000 € landesweit, sodass ein finanzieller Aus-
gleich zwingend ist. Das zu diesem Thema an die Leitung der Abteilung OBB 1 im 
MIBS ergangene Schreiben vom 17.09.2026 machen wir zum Gegenstand unserer Stel-
lungnahme. Wir haben es dieser Stellungnahme als Anlage beigefügt.  
 
4.4 
Ärgerlich sind die geänderten Anforderungen an die Öffentlichkeitsbeteiligung im Kon-
text der Aufstellung der Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte.  
Wie bereits dargelegt sind die saarländischen Städte und Gemeinden an einer bürokra-
tiearmen Umsetzung des LEP interessiert. Außerdem wissen die Ratsmitglieder und die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister vor Ort unseren Erfahrungen nach bestens dar-
über Bescheid, wann und wie die Öffentlichkeit in der Kommune in die Planungen mit-
einbezogen werden. Es kommt hinzu, dass das bundesrechtliche Baugesetzbuch für die 
Aufstellung von Bauleitplänen vorgibt, wie die Öffentlichkeit bei der Erstellung von Bau-
leitplänen zu beteiligen ist (vgl. § 3 BauGB, der derzeit novelliert wird). 
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In diesem Sinne enthielt der vorherige Entwurf eine ausdrückliche Ausnahme, wann 
eine Öffentlichkeitsbeteiligung nicht erfolgen muss. Seitens des MIBS wurde in der Ver-
gangenheit regelmäßig betont, dass seitens des Ministeriums die Öffentlichkeitsbeteili-
gung auch mit möglichst wenige Bürokratie verbunden sein sollte. Bedauerlicherweise 
fehlt im jetzigen Entwurf die bislang enthaltene Ausnahme. Jetzt heißt es hierzu: 

„Dabei ist grundsätzlich eine angemessene Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Erstel-
lung des Wohnsiedlungsentwicklungskonzeptes gemeindlich sicherzustellen, die sich 
an § 3 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB orientieren kann.“ 

 
Hintergrund dieser Änderung ist hiesiger Ansicht nach das Gesetz zur Änderung des 
Saarländischen Landesplanungsgesetzes vom 5. August 2026 (Amtsbl. I S. 846). § 3 
Abs. 4 S. 2 SLPG regelt nun die angemessene Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Festle-
gung der realisierbaren Wohnbauflächenpotenziale. Danach ist unserem Verständnis 
nach – und den Vorgaben im LEP-Entwurf entsprechend – eine (angemessene) Öffent-
lichkeitsbeteiligung durchzuführen.  
 
Für uns ist unklar, warum die Einschränkung „grundsätzlich“ in den Ausführungen der 
Anlage 8 enthalten ist; nicht jedoch in der Rechtsgrundlage des § 3 Abs. 4 S. 2 SLPG. 
Wir wären auch insoweit um Klarstellung dankbar. 
 
4.5 
Zudem merken wir zu dem vorgesehenen Verfahren zur Erstellung von Wohnsiedlungs-
entwicklungskonzepten an, dass wir zwar nachvollziehen können, dass der Entwurfser-
steller mit den beabsichtigten Vorgaben, den Städten und Gemeinden flexiblere, mehr 
auf den konkreten Einzelfall abgestellte Wohnsiedlungsentwicklung ermöglichen 
möchte.  Gleichzeitig bestehen bei uns nach wie vor Zweifel, ob dies in der vorgesehe-
nen Art und Weise gelingen kann. 
 
4.5.1 
Wie § 1 Abs. 1 SLPG vorgibt handelt es sich bei der Landesplanung um die Raumord-
nung für das Landesgebiet. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Baugutachten 
die Raumordnung definiert als „zusammenfassende, übergeordnete Planung und Ord-
nung des Raumes“ (vgl. BVerfG, Gutachten vom 16.06.1954 – 1 PBvV 2/52). 
Der Landesentwicklungsplan, der nach § 3 Abs. 1 S. 1 SLPG landesweiter Raumord-
nungsplan im Sinne von § 13 Abs. 1 S. 1 Nr.1 ROG ist, regelt dementsprechend die 
übergeordnete Planung der Fläche des Saarlandes. Sein Regelungsgehalt wird aller-
dings auch auf diese übergeordnete Planung beschränkt. 
 
Vor diesem Hintergrund bewerten wir z.B. den verbindlichen Auftrag in der Anlage 8 an 
die Gemeinde, die Einführung der Grundsteuer C zu prüfen, kritisch. Die Einführung 
der Grundsteuer C ist in erster Linie eine abgabenrechtliche Angelegenheit und keine 
Frage der Raumordnung. Wir sehen die Gefahr, dass eine solche Regelung, rechtlich 
nicht zulässig sein könnte. 
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4.5.2 
Siedlungsentwicklungskonzepte verschiedener Arten sind bei einer bundesweiten Be-
trachtung der Raumordnungspläne ein übliches Instrument, Siedlungsaktivitäten vor Ort 
in den Gemeinden für die Landesplanung steuerbar zu machen. 
Allerdings sind diese Pläne häufig informeller Natur bzw. werden als Grundsatz der 
Raumordnung gem. § 2 ROG in einem Landes- bzw. Regionalentwicklungsplan darge-
stellt. So sieht § 2 Abs. 2 Nr. 1 ROG beispielsweise ausdrücklich vor, dass „regionale 
Entwicklungskonzepte und Bedarfsprognosen der Landes- und Regionalplanung“ einbe-
zogen werden.  
 
Vorliegend soll die Durchführung der Konzepterstellung nach Anlage 8 in der Form ei-
nes Ziels der Raumordnung geregelt werden (vgl. z.B. (Z 12): „Art und Umfang der zu-
künftigen Wohnsiedlungsentwicklung richten sich nach der Ermittlung des Bedarfs gem. 
Anlage 8 und ist fünfjährlich zu überprüfen“). 
 
Ziele der Raumordnung sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG „verbindliche Vorgaben in Form 
von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Raumord-
nung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen in 
Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums.“ Der Inhalt 
einer solchen Zielvorgabe ist folglich das Ergebnis eines abgeschlossenen Abwägungs-
vorgangs.  
 
Es ist daher fraglich, ob eine Pflicht zur Konzepterstellung als Ziel der Raumordnung 
geregelt werden kann, da zumindest das Ergebnis des Konzepterstellung nicht im Vor-
feld feststehen und nicht das Produkt eines bereits abgeschlossenen Abwägungsvor-
gangs sein kann.  
 
Zwar wurde für die Aufstellung eines gemeindlichen Wohnsiedlungsentwicklungskon-
zeptes in § 3 Abs. 4 S. 2 SLPG eine Rechtsgrundlage geschaffen, gleichwohl überzeugt 
uns die Art und Weise der Umsetzung aufgrund der dargestellten Erläuterungen nicht.   
 
4.5.3 
In dem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass unseres Erachtens Bedenken da-
hingehend bestehen, dass die Grenze zwischen der Raumordnung des Landes und 
der kommunalen Bauleitplanung durch die vorgesehene Regelung der Wohnsied-
lungsentwicklungskonzepte gewahrt wird. 
 
Unzweifelhaft ist, dass die Genehmigung von Flächennutzungsplänen durch die Lan-
desplanung gem. § 6 Abs. 2 BauGB versagt werden darf, wenn beispielsweise der Flä-
chennutzungsplan den Zielen der Raumordnung widerspricht. 
 
Wie bereits dargestellt haben wir ob der Zielqualität der Vorgaben der Anlage 8 Zweifel. 
Außerdem stellt nach den Vorgaben der Anlage 8 im Ergebnis nicht mehr die Gemeinde 
den Flächennutzungsplan auf und das MIBS als höhere Verwaltungsbehörde genehmigt 
diesen, indem das MIBS das Zustandekommen und die Gesetzmäßigkeit des Flächen-
nutzungsplans kontrolliert (§ 6 Abs. 1 BauGB). Vielmehr erarbeiten aufgrund der in 
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Anlage 8 vorgegebenen Arbeitsweise die Gemeinde, das MIBS als Landesplanung so-
wie das MUKMAV die Grundlagen für die Aufstellung des Flächennutzungsplans ge-
meinsam. Das Aufstellen des Flächennutzungsplans wird zu einer gemeinsamen Auf-
gabe von Land und Kommunen. 
 
In Anlage 8 heißt es wie folgt: 

„Ergebnis: mit MUKMAV im Benehmen und Landesplanung im Einvernehmen abge-
stimmtes räumliches Wohnsiedlungsentwicklungskonzept als Beurteilungsgrundlage 
für alle landesplanerisch zu prüfenden Bauleitplanverfahren“    

 
Unserer Auffassung nach widerspricht diese Vorgehensweise der Kompetenzabgren-
zung zwischen Raumplanung und der Bauleitplanung als Bestandteil des kommuna-
len Selbstverwaltungsrechts (Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG, Art. 117 Abs. 3 SVerf). 
 
4.6 
Zur Verfolgung des Grundsatzes „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ wäre es 
wichtig bzw. alternativ zur bisherigen Regelungsidee richtiger, den Gemeinden den be-
nötigten „Werkzeugkasten“ an die Hand gegeben werden muss, damit insbesondere 
die Innenentwicklung vorangetrieben werden kann. Ein Instrument hierfür könnte das 
Aufstellen von Förderprogrammen darstellen, um Flächen zur Innenentwicklung zu ge-
winnen. Die Berücksichtigung der Wohnbaudichte wäre hierbei als weiterer Baustein 
denkbar, um Städte und Gemeinde für eine gelingende Innenentwicklung zu „beloh-
nen“; wobei hierbei denjenigen Kommunen keine Nachteile entstehen dürfen, die in den 
vergangenen Jahren bereits erhebliche Anstrengungen bei der Innenentwicklung unter-
nommen haben und daher bereits eine höhere Wohnbaudichte aufweisen.  
 
Wir bitten den Landtag und den Verordnungsgeber einen solchen positiven Ansatz in 
die gleiche Zielrichtung als alternative zur bisherigen bürokratischen Regelungsidee auf-
zugreifen. 
 
5. 
Eine Ergänzung, die aus Sicht der saarländischen Städte und Gemeinden sinnvoll er-
scheint, sind Regelungen, in denen – ausnahmsweise – im Freiraum bauliche Anlagen 
der Kommunen zulässig sind, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Brand- und 
Katastrophenschutz erforderlich ist. Insbesondere wenn Feuerwehren und Gemeinden 
sich dazu entscheiden, Wehren bzw. Standorte zusammenzulegen und an einem 
Standort neu zu errichten, der für alle Mitglieder der Feuerwehren die Einhaltung der 
Hilfsfristen ermöglicht, kann die Errichtung neuer Gebäude im Außenbereich / Freiraum 
erforderlich sein. Hierzu wäre es sinnvoll – beispielsweise analog zu den aktuellen Er-
wägungen in Nordrhein-Westfalen (3. Änderung des Landesentwicklungsplans NRW 
Ziel 2-3) – zumindest landesplanungsrechtlich die Zulässigkeit eines solchen Gebäudes 
zu erleichtern. 
 
6. 
Darüber hinaus möchten wir noch einmal ausdrücklich darauf verweisen, dass das Ge-
lingen der Energiewende, der Schutz des Klimas sowie die Anpassung an die Folgen 
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des Klimawandels aktuell zu den größten Herausforderungen gehören, auch auf kom-
munaler Ebene gehören. Um die Städte und Gemeinden im Saarland besser bei diesen 
Aufgaben zu unterstützen haben wir folgende Anregungen. 
 
1. § 2 des Erneuerbaren-Energien-Gesetze (EEG) formuliert, dass die Errichtung und 

der Betrieb von Erneuerbare-Energien-Anlagen im überragenden öffentlichen Inte-
resse liegen und weist ihnen eine Vorrangstellung bei der Schutzgüterabwägung zu 
bis die Stromerzeugung in Deutschland nahezu treibhausgasneutral ist. Diese Vor-
rangstellung spiegelt sich in den Regelungen des LEP-Entwurfs aber nur insoweit 
wider wie (G 90) diese Regelung zwar wiederholt und auch verschiedene andere 
Regelungen auf § 2 EEG pauschal verweisen. Eine Ausgestaltung oder Konkretisie-
rung erfolgt jedoch nicht. 

2. Mit der Umsetzung des Windenergieflächenbedarfsgesetzes im Saarländischen 
Flächenzielgesetz wurden die Gemeinden dazu verpflichtet, Flächen für die Nut-
zung der Windenergie entsprechend eines ihnen zugewiesenen Teilflächenziels 
auszuweisen. Diese seitens der Gemeinden bereits ausgewiesenen oder noch 
auszuweisenden Flächen sollten über den Landesentwicklungsplan entspre-
chend gesichert werden (Gegenstromprinzip), was im vorliegenden Entwurf nicht 
der Fall ist. 

3. Eine landesplanerische Flächensicherung für den Neu- und Ausbau der dezentra-
len Wärmeversorgung auf Basis der Wärmeplanungen der Städte und Gemeinden 
erfolgt nur unzureichend. Denkbar wäre etwa eine Regelung dahingehend, dass im 
Hinblick auf den Wärmebedarf und die Wärmeversorgung des Siedlungsbestandes 
Grundsätze zur Wärmebereitstellung festgelegt werden, die in den nachfolgenden 
Planungsebenen zu beachten, zu konkretisieren und in die planerische Abwägung 
einzustellen sind; hierbei können länder- bzw. regionsspezifische Ressourcen und 
Potenziale berücksichtigt werden. Neben allgemeinen Festlegungen zu erneuerba-
ren Energien sind auch Festlegungen zum Aufbau und zur Nutzung einer effizienten 
Nah- und Fernwärmeversorgung möglich. 

4. Sowohl die Nutzung von Abwärme, insbesondere in Gewerbe- und Industriegebie-
ten, aber auch die Nutzung von Biomasse als grundlastfähige Energieform können 
zum Gelingen der Transformation beitragen. Hierzu finden sich keine Regelungen 
im LEP-Entwurf. 

 
Die Städte und Gemeinden im Saarland sind sowohl zur Wärmeplanung als auch zur 
Ausweisung von Windenergiegebieten verpflichtet. Wer die Kommunen per Gesetz 
hierzu verpflichtet, muss ihnen im LEP auch die planerischen Möglichkeiten dafür eröff-
nen. 
 
7. 
Abwasserplanung, Hochwasserschutzplanung, wasserwirtschaftliche Planung, Wasser-
versorgungsplanung und örtliche sowie überörtliche Raumplanung müssen gerade mit 
Blick auf die Wetterextreme der vergangenen Jahre und der Notwendigkeit der Klimafol-
genanpassung zusammenwirken. Regelungen zur Grün- und Blauraumentwicklung in 
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Innenstädten fehlen weitgehend. Der LEP des Landes Nordrhein-Westfalen enthält 
hierzu eine gute Regelung in Form eines Grundsatzes: 

Planungen von neuen Siedlungsflächen und des Umbaus bzw. der Sanierung von 
Siedlungsgebieten sollen energieeffiziente Bauweisen, den Einsatz von Kraft-Wärme-
Kopplung sowie Möglichkeiten der passiven und aktiven Nutzung von Solarenergie 
und anderen erneuerbaren Energien begünstigen. Die räumliche Entwicklung soll die 
bestehende Vulnerabilität des Siedlungsraums gegenüber Klimafolgen – insbeson-
dere Hitze und Starkregen – nicht weiter verschärfen, sondern die Widerstandsfähig-
keit des Siedlungsraums stärken und dazu beitragen, die Auswirkungen des Klima-
wandels abzumildern.  

8. 
Die Belastung der Bevölkerung durch Lärm ist auch im Saarland hoch. Die Umgebungs-
lärm-Richtlinie, die in den §§ 47a ff. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
in deutsches Recht umgesetzt sind, sieht auch eine Ausweisung sogenannter „ruhiger 
Gebiete vor“ (§ 47d Abs. 2 BImSchG), die gegen eine Zunahme des Lärms geschützt 
werden sollen. Um den Schutz ruhiger Gebiete zu gewährleisten, wäre es sinnvoll, 
diese bereits auf der Ebene des Landesentwicklungsplans über eine textliche Festle-
gung besonders zu schützen. 

9. 
Im Rahmen des Landesentwicklungsplans sollen Rohstoffvorkommen umfangreich besi-
chert werden. Auch ein zirkuläres Wirtschaften kann einen Beitrag zur Rohstoffsiche-
rung sein und geopolitische Abhängigkeiten verringern. 

Abschließend möchten wir die Abgeordneten des Landtages bitten, in der Stellung-
nahme des Landtages zum Entwurf eines Landesentwicklungsplans die Anmerkun-
gen, Hinweise und Kritikpunkte der kommunalen Seite zu berücksichtigen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Stefan Spaniol 

gez.



 
 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Evaluation der Kostenfolgeabschätzung zum Landesentwicklungsplan 2030 

 
Ihre E-Mail vom 25.08.2026 

 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Fellinger-Hoffmann, 

 

wir bedanken uns für das Übersenden der Evaluierung der Kostenfolgeabschätzung 

zum neuen SLPG und zum Zweiten Entwurf des LEP im Hinblick auf die Erstellung ei-

nes Wohnsiedlungsentwicklungskonzeptes nach Maßgabe der Anlage 8 zum LEP-Ent-

wurf. 

 

Auch wenn mit den übersandten Excel-Tabellen sowie des Vermerks zur Evaluation ein-

zelne Prozessschritte der Erstellung eines Wohnsiedlungsentwicklungskonzeptes deutli-

cher dargestellt werden, stellen wir fest, dass sowohl die zugrunde gelegten Daten als 

auch die Methodik der vorgenommenen Kostenfolgeabschätzung uns nicht überzeugen 

können. 

So können wir sowohl die Ermittlung des Arbeitsaufwands als auch die Ermittlung der 

Kosten anhand des Vermerks sowie der Excel-Tabellen letztlich nicht nachvollziehen. 

Hier wäre beispielsweise eine strikt getrennte Darstellung der Prozessschritte des be-

auftragten Planungsbüros und der Prozessschritte der Gemeinden (Verwaltung und 

Räte) sinnvoll gewesen. 

 

1. 

Zwar ist es nicht zu beanstanden, bei der Kostenfolgeabschätzung auf die bei wirt-

schaftlicher Verwaltungstätigkeit entstehenden notwendigen, durchschnittlichen Kosten 

abzustellen, allerdings halten wir es für nicht sachgerecht, als Grundlage der Ermittlung 
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der anfallenden Kosten allein auf eine fiktive saarländische Durchschnittskommune mit 

ca. 20.000 Einwohnern und ca. 50 qkm Fläche abzustellen. Um überhaupt eine reali-

tätsnahe Prognose der durchschnittlichen Kosten anstellen zu können, muss der Sach-

verhalt, auf der die Kostenprognose beruht, den tatsächlichen saarländischen Rahmen-

bedingungen entsprechen. Aus diesem Grund merken wir an, dass bei der Kostenfolge-

abschätzung stärker auf die tatsächlichen Größenverhältnisse der saarländischen 

Städte und Gemeinden und deren Gegebenheiten vor Ort abzustellen ist. Gemeint ist 

hierbei in erster Linie die Landeshauptstadt Saarbrücken, die von ihrer Größe und den 

örtlichen Gegebenheiten nicht im Ansatz einer „Durchschnittsgemeinde“ entspricht und 

deshalb von vornherein aus dem seitens des MIBS festgelegten Raster fällt. 

Außerdem wird bei der Erstellung Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte nach Anlage 8 

stark auf die einzelnen Stadt- und Gemeindeteile abgestellt (so erfolgt die Ermittlung 

des vorhandenen gemeindlichen Wohnbauflächenpotenzials differenziert für die einzel-

nen Gemeindeteile). Die Anzahl sowie die Größe der Gemeindeteile sind saarlandweit 

jedoch sehr unterschiedlich. Diesem Umstand wird bei der Kostenfolgeabschätzung 

nicht hinreichend Rechnung getragen. 

 

Es bestehen zudem große Zweifel, ob die in der Kostenfolgenberechnung angegebenen 

Zeitangaben in der Praxis in der dargestellten Form umsetzbar sind. Wir sind der Auf-

fassung, dass die Zeitangaben in der Kostenfolgeabschätzung zu gering angesetzt sind.  

 

Deutlich wird dies bei der bereits erwähnten Ermittlung des vorhandenen gemeindlichen 

Wohnbauflächenpotenzials (differenziert für alle Gemeindeteile). Wir gehen nicht davon 

aus, dass die mit der Erstellung es Wohnungssiedlungsentwicklungskonzeptes beauf-

tragten Planungsbüros die Ermittlung der vorhandenen Flächenpotenziale innerhalb von 

ca. 2 Tagen durchführen und binnen ebenfalls von ca. zwei Tagen die entsprechenden 

Flächenstechbriefe erstellen können. Die Gebietsstrukturen vor Ort sind hierfür viel zu 

vielfältig und das Prüfproramm zu umfassend. So ist bei der Ermittlung der vorhandenen 

Flächenpotenziale ergänzend eine Vor-Ort-Bestandsaufnahme vorgesehen. Insbeson-

dere in den Fällen einer Vor-Ort-Bestandsaufnahme gehen wir davon aus, dass allein 

die Vor-Ort-Bestandsaufnahme – gerade bei Gemeinden mit mehreren Gemeindeteilen 

– mehrere Stunden in Anspruch nehmen wird und eine Ermittlung der Flächenpotentiale 

nicht innerhalb der prognostizierten Dauer durchführbar ist. 

 

So verhält es sich auch zum weiteren Unterpunkt der Restriktions- und Alternativenana-

lyse. Hier sollen u.a. Nachverdichtungsmöglichkeiten wie z.B. Brownfields im Innenbe-

reich unter Berücksichtigung von Umwelt- und Nutzungskonflikten untersucht werden.  

Eine solche Analyse ist hiesiger Auffassung ebenfalls in den Fällen, in denen derartige 

Flächen in der Kommune tatsächlich vorhanden sind, nicht innerhalb der vorgesehenen 

zwei bis vier Tage möglich, denn gerade die Analyse von Brownfields oder anderen um-

weltsensiblen Flächen im Hinblick auf eine mögliche Wohnnutzung kann unseres Erach-

tens nicht ohne weitere Expertise wie beispielsweise die Begutachtung von Boden und 

Grundwasser auf Kontaminationen (z. B. durch Schwermetalle, Altöle, Chemikalien) er-

folgen. Dass dies in ca. zwei bis vier Tagen durchführbar sei, ist unserer Auffassung 

nach nicht realistisch. 
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Was ebenfalls in dem Vermerk zur Kostenfolgeabschätzung fehlt, ist die Beteiligung von 

Gemeinde- und Ortsräten unter dem Punkt Entwicklung eines gemeindeweiten Wohn-

siedlungsentwicklungskonzeptes. Die Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte werden im 

Ergebnis unserer Auffassung nach von den Stadt- und Gemeinderäten zuständigkeits-

halber beschlossen werden müssen. Eine Anhörung der Ortsräte erscheint uns v.a. vor 

dem Hintergrund einer nach Gemeindeteilen differenzierten Ermittlung des Wohnbauflä-

chenpotenzials geboten. Die Gremienbeteiligung ist unserer Ansicht nach wesentlicher 

Bestandteil der Entwicklung eines gemeindeweiten Wohnsiedlungsentwicklungskonzep-

tes, weshalb die Zeitangabe von ca. fünf bis sieben Tage nicht realistisch sein kann. 

 

Aufgrund dieser Darstellungen bewerten wir die Zeitangaben, innerhalb dieser v.a. die 

Planungsbüros die Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte erstellen sollen, als nicht zu-

treffend. Hinzu kommt, dass im Vermerk des MIBS auf Seite sechs von 13 bis 17 Ar-

beitstage für die Durchführung der beschriebenen Leistungen ausgegangen wird, wes-

halb ein Mittelwert von 15 Arbeitstagen angesetzt wird. Beim Addieren der Einzelwerte 

aus der Übersicht kommen wir jedoch zum Ergebnis von 13 bis 18 Arbeitstagen; der 

Mittelwert liegt dementsprechend bei 15, 5 Arbeitstage, wobei wir – wie bereits darge-

legt – davon ausgehen, dass die Erstellung der Konzepte regelmäßig länger dauern 

wird als in der Kostenfolgeabschätzung prognostiziert.  

 

2. 

Die in den beiden Exceltabellen dargestellten Prozessschritte zur Ermittlung der Kosten, 

die direkt in der kommunalen Verwaltung anfallen, überzeugen uns ebenfalls nicht. 

 

2.1 

Als Berechnungsgrundlage für die Exceltabelle „notwendigen Schritte“ wird der KGSt-

Bericht 8/2025; für die Exceltabelle „Gremienrunde“ wird der KGSt-Bericht 13/2019 an-

gegeben. Wir weisen darauf hin, dass in diesem Sommer der KGSt-Bericht 10/2026 ver-

öffentlicht wurde. Die für die Kostenfolgeabschätzung verwendeten Grundlagen sind 

dementsprechend nicht mehr aktuell und es ist davon auszugehen, dass im aktuellen 

Bericht die Kosten eines Arbeitsplatzes höher angesetzt werden. 

 

Im Übrigen überzeugen uns auch die getroffenen Zeitangaben nicht. Wir schätzen sie 

als durchweg zu gering ein und die Prozessschritte sind darüber hinaus nicht vollständig 

abgebildet. 

 

Beispielsweise wird in der der Excel-Tabelle zum Punkt „Vertragserstellung“ eine Zeit-

vorgabe von 30 Minuten angegeben, die von einer Arbeitskraft in der Entgeltgruppe E 

10 durchgeführt werden soll. Hier bestreiten wir konkret, dass im Zeitraum von 30 Minu-

ten die (erstmalige) Erstellung eines Vertrages über die Erstellung eines Wohnsied-

lungsentwicklungskonzeptes durchführbar ist.  

Ein weiteres Beispiel ist die Leistungsbeschreibung für die Vergabe der Konzepterstel-

lung an ein Planungsbüro; dies ist – v.a., weil es regelmäßig die erstmalige Vergabe ei-

ner solchen Leistung sein dürfte – sicherlich nicht binnen zwei Stunden durchführbar. 
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Außerdem können die Angaben zur Grundsteuer C nicht zutreffen. Das Für und Wider 

der Einführung einer Grundsteuer C ist in unserem Verband schon seit längerem Ge-

genstand der Diskussionen und wir als Geschäftsstelle wissen auch von konkreten Um-

setzungsüberlegungen in Kommunen. Aus diesem Grund ist uns bekannt, wie -auch 

zeitlich – umfangreich ernsthafte Überlegungen zur Einführung der Grundsteuer C sind. 

Dies ist nicht binnen 45 Minuten leistbar. Außerdem fehlt hier mindestens noch die Ein-

beziehung der Bauämter/Stadt- und Dorfentwicklung, denn die Einführung einer Grund-

steuer C ist eben nicht alleinige Angelegenheit der Kämmerei. Vielmehr sind städtebau-

liche Erwägungen maßgeblich bei der Bewertung, ob die Grundsteuer C eingeführt wer-

den soll.  

  

Dafür, dass die Zeitangaben bei einer tatsächlichen Umsetzung in der Kommune vor Ort 

nicht zutreffen können, streitet noch folgendes Beispiel:  

Die Arbeitsschritte in der Verwaltung in der Exceltabelle „notwendigen Schritte“ werden 

mit insgesamt 2.255 Minuten angegeben. Von diesen 2.255 Minuten fallen laut der ent-

sprechenden Excel-Tabelle 1.120 Minuten allen auf das Sekretariat des Bauamts. Das 

bedeutet, dass in der Verwaltung bei der Erstellung der Wohnsiedlungskonzepte nach 

der Exceltabelle „notwendigen Schritte“ auf das Sekretariat im Bauamt rein zeitlich ge-

sehen (knapp) die Hälfte der Tätigkeit anfällt. 

Wir gehen davon aus, dass der Anteil der Sachbearbeitung und der Amtsleitung viel hö-

her sein wird. Die Erstellung der Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte – auch wenn die 

Konzepterstellung durch ein Planungsbüro durchgeführt wird – ist zentrale Aufgabe der 

Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter sowie der Amtsleitungen. Für Abstimmungen 

und Zuarbeiten mit Bürgerinnen und Bürgern, anderen Fachbereichen, Behörden und 

dem Planungsbüro, usw. kommt es auf Fachkenntnisse an. Dies wird in der Tabelle un-

seres Erachtens nicht hinreichend dargestellt. Im Übrigen ist die Angabe von 1000 Mi-

nuten für die Mobilisierungsstrategie zu grob. Das fällt insbesondere im Vergleich zu 

den sonstigen Zeitangaben in dieser Tabelle auf.  

 

Darüber hinaus wird hiesiger Ansicht nach die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Prog-

nose der Kosten, die direkt in der kommunalen Verwaltung anfallen, nicht hinreichend 

dargestellt. Dem Vermerk ist zwar zu entnehmen, dass der hierfür erforderliche Stun-

denaufwand im Workflow berücksichtigt worden sei, aus der uns übermittelten Exceltab-

elle geht dies jedoch nicht hervor.     

 

Grundsätzlich fehlen in dieser Tabelle ferner Angaben zum Aufwand in den Bereichen 

Hauptamt/Bürgermeister/in sowie zum Aufwand der Fachbereiche für Naturschutz, Um-

weltschutz und Klimaschutz bzw. den für diese Bereiche zuständigen Beauftragten in 

den Kommunen.  

 

2.2 

Die Exceltabelle „Gremienrunde“ bildet hingegen keine Prozessschritte ab, sondern 

macht lediglich grobe Zeitangaben zu einzelnen Fachbereichen, die uns nicht überzeu-

gen können. Es wird dort überhaupt nicht näher darauf eingegangen, welche Gremien 

gemeint sind. 

 



5 

 
 

Wir möchten an dieser Stelle erneut darauf aufmerksam machen, dass laut dem uns zu-

gesandten Vermerk die Kosten i.H.v. 280,32 €, die sich aus der Exceltabelle „Gremien-

runde“ ergeben, sich lediglich auf die Beteiligung der Gremien im Zuge der Auftrags-

vergabe der Konzepterstellung an ein Planungsbüro beziehen. 

 

Wir gehen nach wie vor davon aus, dass bei der Erstellung der Wohnsiedlungsentwick-

lungskonzepte Gemeinderat und Ortsräte zu beteiligen sind und dass die Verabschie-

dung des Wohnsiedlungsentwicklungskonzept durch im Ergebnis durch Beschlussfas-

sung des Gemeinderates zu erfolgen hat. Der hierfür bei der Gemeindeverwaltung an-

fallende Aufwand wird nach unserem Dafürhalten bei der Kostenfolgeberechnung nicht 

dargestellt.  

 

Abschließend weisen wir darauf hin, dass die seitens des MIBS prognostizierte Höhe 

der saarlandweit, jährlichen, bei den Städten und Gemeinden für die Umsetzung der 

Wohnsiedlungsentwicklungskonzepte anfallenden Verwaltungskosten auf dem Kosten-

niveau der Jahrespersonalkosten im Bereich zwischen einer halben Stelle in der Ein-

gruppierung E 6 TVöD und einer halben Stelle in der Eingruppierung E 7 TVöD liegt.  

 

An diesem Beispiel sieht man unserer Auffassung nach, dass die Kostenfolgeabschät-

zung uns nicht überzeugen kann. Wir bewerten sie daher als nicht realistisch. Wir gehen 

vielmehr davon aus, dass die geschätzten Kosten für die saarländischen Städte und 

Gemeinden zu gering sind. 

 

 

Eine Kopie dieses Schreibens wird an den Vorsitzenden des Landtagsausschusses für 

Inneres Bauen und Sport, Herr Patrick Waldraff, weitergeleitet. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Stefan Spaniol  
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